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Bescheid 

I. Spruch

Die Beschwerde von A, vom 03.05.2024 wegen mutmaßlich ungerechtfertigter Löschung eines im 
Forum „debatte.orf.at“ veröffentlichten Kommentars wird gemäß § 13 Abs. 3 Allgemeines 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51/1991 idF BGBl. I Nr. 58/2018, wegen 
Nichterfüllung des Mängelbehebungsauftrages zurückgewiesen. 

II. Begründung 

1. Gang des Verfahrens und entscheidungswesentlicher Sachverhalt 
Mit Eingabe über das Online-Beschwerdeformular der KommAustria hat A (Beschwerdeführer) am 
3.05.2024 Beschwerde gemäß Art 53 der Verordnung (EU) 2022/2065 (Digital Services Act, DSA) 
wegen mutmaßlicher Zensur durch den ORF erhoben. Er brachte begründend vor, dass er vom ORF 
zensuriert worden sei, nachdem er Nachstehendes im Rahmen des unter „debatte.orf.at“ 
bereitgestellten Forums geschrieben hätte: „Sie glauben wirklich, dass die Berichte im Westen 
objektiv sind? Wohin entwickelt sich der Ukraine-Krieg?“. 

Mit Schreiben vom 17.05.2024 informierte die KommAustria (Koordinator für digitale Dienste) den 
Beschwerdeführer über den Erhalt seiner Beschwerde und forderte diesen auf, binnen zwei 
Wochen zu erklären, gegen welche Verpflichtung der ORF als Anbieter des Dienstes 
„debatte.orf.at“ verstoßen habe. Darüber hinaus wurden dem Beschwerdeführer die in Frage 
kommenden Verpflichtungen für Vermittlungsdienste nach dem DSA und die entsprechenden 
Rechtsgrundlagen umfassend dargelegt. 

Für die Behebung des Mangels wurde eine Frist von zwei Wochen ab Zustellung des Schreibens 
gesetzt. Weiters wurde seitens der KommAustria darauf hingewiesen, dass nach fruchtlosem Ablauf 
dieser Frist die Beschwerde zurückgewiesen werde. 

Das betreffende Poststück der KommAustria wurde am 17.05.2024 an die E-Mail-Adresse „A“ 
amtssigniert versendet. Es langte bis zum heutigen Tag keine Stellungnahme des 
Beschwerdeführers ein.  
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2. Beweiswürdigung 
Die Feststellungen zum Beschwerdeführer beruhen auf dessen Eingabe im Online-
Beschwerdeformular vom 03.05.2024. Die Feststellung der Zustellung des 
Mängelbehebungsauftrages sowie zum dadurch ausgelösten Beginn der Mängelbehebungsfrist 
beruhen auf den elektronischen Akten der KommAustria. 

Die Feststellung, dass keine Stellungnahme des Beschwerdeführers bei der KommAustria 
eingelangt ist, ergibt sich ebenfalls aus den Akten der KommAustria. 

3. Rechtliche Beurteilung 
Die KommAustria ist gemäß § 10 Abs. 1 Koordinator-für-digitale-Dienste-Gesetz (KDD-G), BGBl. I Nr. 
182/2023, KDD-G iVm § 2 Abs. 1 Z 15 KommAustria-Gesetz (KOG), BGBl. I Nr. 32/2001 idF BGBl. I 
Nr. 6/2024, mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Koordinators für digitale Dienste (KDD) im 
Sinne des Art. 49 Abs. 1 und 2 DSA beauftragt. 

Sie ist damit für die Prüfung von Beschwerden von Nutzern, die sich in Österreich aufhalten oder 
hier niedergelassen sind, gegen Anbieter von Vermittlungsdiensten mit Niederlassung in Österreich 
wegen einer mutmaßlichen Zuwiderhandlung gegen den DSA zuständig (Art 53 DSA).   

Der Beschwerdeführer ist Nutzer des Dienstes „debatte.orf.at“. Er hat angegebenen, in Österreich 
wohnhaft zu sein. Der Anbieter des Dienstes „debatte.orf.at“ ist der Österreichische Rundfunk, 
ebenfalls mit Niederlassung in Österreich. 

Art 53 DSA lautet: 

„Art 53 Beschwerderecht 

Die Nutzer sowie jegliche Einrichtungen, Organisationen oder Vereinigungen, die mit der 
Wahrnehmung der mit dieser Verordnung übertragenen Rechte beauftragt sind, haben das Recht, 
beim Koordinator für digitale Dienste des Mitgliedstaats, in dem der Nutzer des Dienstes sich aufhält 
oder niedergelassen ist, Beschwerde gegen Anbieter von Vermittlungsdiensten wegen einer 
mutmaßlichen Zuwiderhandlung gegen diese Verordnung einzulegen. Der Koordinator für digitale 
Dienste prüft die Beschwerde und leitet sie gegebenenfalls an den Koordinator für digitale Dienste 
am Niederlassungsort weiter; falls er es für angebracht hält, fügt er eine Stellungnahme hinzu. Fällt 
die Beschwerde in die Zuständigkeit einer anderen zuständigen Behörde in seinem Mitgliedstaat, 
leitet der Koordinator für digitale Dienste, der die Beschwerde erhält, sie an diese Behörde weiter. 
Während dieser Verfahren haben beide Parteien das Recht, angehört zu werden und angemessen 
über den Stand der Beschwerde nach Maßgabe des nationalen Rechts unterrichtet zu werden.“ 

Der DSA sieht für Vermittlungsdienste ein abgestuftes System von Verpflichtungen vor, wobei 
davon auszugehen ist, dass den ORF im Hinblick auf das Angebot „debatte.ORF.at“ jedenfalls die 
Verpflichtungen für Hostingdienste im Sinne des Art 3 lit. g DSA, allenfalls auch jene für Online-
Plattformen im Sinne von Art 3 lit. i DSA treffen. Den Kern dieser Verpflichtungen bilden – im 
Verhältnis zu Nutzern – die Verpflichtung zur Begründung von Beschränkungen gemäß Art 17 DSA 
sowie (hinsichtlich Online-Plattformen) die Einrichtung eines internen 
Beschwerdemanagementsystems gemäß Art 20 DSA.  
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Die genannten Artikel lauten auszugsweise wie folgt:   

„Art 17 Begründung 

(1) Die Hostingdiensteanbieter legen allen betroffenen Nutzern eine klare und spezifische 
Begründung für alle folgenden Beschränkungen vor, die mit der Begründung verhängt werden, dass 
es sich bei den vom Nutzer bereitgestellten Informationen um rechtswidrige Inhalte handelt oder 
diese nicht mit ihren Nutzungsbedingungen vereinbar sind: 

a) etwaige Beschränkungen der Anzeige bestimmter Einzelinformationen, die vom Nutzer 
bereitgestellt werden, einschließlich Entfernung von Inhalten, Sperrung des Zugangs zu Inhalten 
oder Herabstufung von Inhalten; 

b) Aussetzung, Beendigung oder sonstige Beschränkung von Geldzahlungen; 

c) Aussetzung oder Beendigung der gesamten oder teilweisen Bereitstellung des Dienstes; 

d) Aussetzung oder Schließung des Kontos des Nutzers. 

(2) Absatz 1 findet nur Anwendung, wenn dem Anbieter die einschlägigen elektronischen 
Kontaktangaben bekannt sind. Er findet spätestens ab dem Datum Anwendung, zu dem die 
Beschränkung verhängt wird, ungeachtet dessen, warum oder wie sie verhängt wurde. Absatz 1 
findet keine Anwendung, wenn es sich um einen irreführenden, umfangreichen kommerziellen Inhalt 
handelt.  

(3) Die in Absatz 1 genannte Begründung muss mindestens folgende Angaben enthalten: 

a) Angaben darüber, ob die Entscheidung die Entfernung der Information, die Sperrung des Zugangs 
zu der Information, die Herabstufung der Information oder die Einschränkung der Anzeige der 
Information oder die Aussetzung oder Beendigung von Zahlungen in Verbindung mit dieser 
Information betrifft oder mit der Entscheidung andere in Absatz 1 genannte Maßnahmen im 
Zusammenhang mit der Information verhängt werden, und den etwaigen räumlichen 
Geltungsbereich der Entscheidung und die Dauer ihrer Gültigkeit; 

b) die Tatsachen und Umstände, auf denen die Entscheidung beruht, gegebenenfalls einschließlich 
Angaben darüber, ob die Entscheidung infolge einer nach Artikel 16 gemachten Meldung oder 
infolge freiwilliger Untersuchungen auf Eigeninitiative getroffen wurde sowie, falls unbedingt 
notwendig, die Identität der meldenden Person; 

c) gegebenenfalls Angaben darüber, ob automatisierte Mittel zur Entscheidungsfindung verwendet 
wurden, einschließlich Angaben darüber, ob die Entscheidung in Bezug auf Inhalte getroffen wurde, 
die mit automatisierten Mitteln erkannt oder festgestellt wurden; 

d) falls die Entscheidung mutmaßlich rechtswidrige Inhalte betrifft, einen Verweis auf die 
Rechtsgrundlage und Erläuterungen, warum die Informationen auf dieser Grundlage als 
rechtswidrige Inhalte angesehen werden; 

e) falls die Entscheidung auf der mutmaßlichen Unvereinbarkeit der Informationen mit den 
allgemeinen Geschäftsbedingungen des Hostingdiensteanbieters beruht, einen Verweis auf die 
betreffende vertragliche Bestimmung und Erläuterungen, warum die Informationen als damit 
unvereinbar angesehen werden; 

f) klare und benutzerfreundliche Informationen über die dem Nutzer gegen die Maßnahme zur 
Verfügung stehenden Rechtsbehelfe, insbesondere – je nach Sachlage – interne 
Beschwerdemanagementverfahren.  
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(4) Die von den Hostingdiensteanbietern nach diesem Artikel übermittelten Informationen müssen 
klar und leicht verständlich und so genau und spezifisch sein, wie dies unter den gegebenen 
Umständen nach vernünftigem Ermessen möglich ist. Die Informationen müssen insbesondere so 
beschaffen sein, dass der betreffende Nutzer damit nach vernünftigem Ermessen in der Lage ist, die 
in Absatz 3 Buchstabe f genannten Rechtsbehelfe wirksam wahrzunehmen.  

(5) … 

Artikel 20 Internes Beschwerdemanagementsystem 

(1) Die Anbieter von Online-Plattformen gewähren den Nutzern einschließlich meldenden Personen 
oder Einrichtungen während eines Zeitraums von mindestens sechs Monaten nach einer 
Entscheidung gemäß diesem Absatz Zugang zu einem wirksamen internen 
Beschwerdemanagementsystem, das eine elektronische und kostenlose Einreichung von 
Beschwerden gegen die Entscheidung des Anbieters einer Online-Plattform nach Erhalt der Meldung 
oder gegen folgende Entscheidungen des Anbieters einer Online-Plattform ermöglicht, die damit 
begründet worden sind, dass die von den Nutzern bereitgestellten Informationen rechtswidrige 
Inhalte darstellen oder mit den allgemeinen Geschäftsbedingungen der Plattform unvereinbar sind: 

a) Entscheidungen, ob die Information entfernt oder der Zugang dazu gesperrt oder die Anzeige der 
Information beschränkt wird; 

b) Entscheidungen, ob die Erbringung des Dienstes gegenüber den Nutzern vollständig oder teilweise 
ausgesetzt oder beendet wird; 

c) Entscheidungen, ob das Konto des Nutzers ausgesetzt oder geschlossen wird; 

d) Entscheidungen, ob Geldzahlungen im Zusammenhang mit von den Nutzern bereitgestellten 
Informationen ausgesetzt, beendet oder die Fähigkeit der Nutzer zu deren Monetarisierung 
anderweitig eingeschränkt werden. 

(2) Der Tag, an dem der Nutzer gemäß Artikel 16 Absatz 5 oder Artikel 17 von der Entscheidung in 
Kenntnis gesetzt wird, gilt als Beginn des in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Zeitraums 
von mindestens sechs Monaten. 

(3) Die Anbieter von Online-Plattformen stellen sicher, dass ihre internen 
Beschwerdemanagementsysteme leicht zugänglich und benutzerfreundlich sind und die Einreichung 
hinreichend präziser und angemessen begründeter Beschwerden ermöglichen und erleichtern. 

(4) Die Anbieter von Online-Plattformen bearbeiten Beschwerden, die über ihr internes 
Beschwerdemanagementsystem eingereicht werden, zeitnah, diskriminierungsfrei, sorgfältig und 
frei von Willkür. Enthält eine Beschwerde ausreichende Gründe für die Annahme, dass die 
Entscheidung, auf eine Meldung hin nicht tätig zu werden, unbegründet ist oder dass die 
Informationen, auf die sich die Beschwerde bezieht, weder rechtswidrig sind noch gegen die 
allgemeinen Geschäftsbedingungen verstoßen, oder enthält sie Informationen, aus denen 
hervorgeht, dass das Verhalten des Beschwerdeführers keine Aussetzung oder Kündigung des 
Dienstes oder Schließung des Kontos rechtfertigt, so macht der Anbieter der Online-Plattform seine 
in Absatz 1 genannte Entscheidung unverzüglich rückgängig. 

(5) Die Anbieter von Online-Plattformen teilen den Beschwerdeführern unverzüglich ihre begründete 
Entscheidung mit, die sie in Bezug auf die Informationen, auf die sich die Beschwerde bezieht, 
getroffen haben, und weisen die Beschwerdeführer auf die Möglichkeit der außergerichtlichen 
Streitbeilegung gemäß Artikel 21 und auf andere verfügbare Rechtsbehelfe hin. 
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(6) Die Anbieter von Online-Plattformen stellen sicher, dass die in Absatz 5 genannten 
Entscheidungen unter der Aufsicht angemessen qualifizierten Personals und nicht allein mit 
automatisierten Mitteln getroffen werden.“ 

[Unterstreichungen hinzugefügt] 

§ 13 AVG lautet auszugsweise: 

„3. Abschnitt: Verkehr zwischen Behörden und Beteiligten 

Anbringen 

§ 13. [...] 

(3) Mängel schriftlicher Anbringen ermächtigen die Behörde nicht zur Zurückweisung. Die Behörde 
hat vielmehr von Amts wegen unverzüglich deren Behebung zu veranlassen und kann dem 
Einschreiter die Behebung des Mangels innerhalb einer angemessenen Frist mit der Wirkung 
auftragen, dass das Anbringen nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist zurückgewiesen wird. Wird der 
Mangel rechtzeitig behoben, so gilt das Anbringen als ursprünglich richtig eingebracht. [...]“ 

Gemäß § 13 Abs. 3 AVG ermächtigen Mängel schriftlicher Anbringen die Behörde nicht zur 
Zurückweisung. Die Behörde hat vielmehr von Amts wegen unverzüglich deren Behebung zu 
veranlassen und kann dem Einschreiter die Behebung des Mangels innerhalb einer angemessenen 
Frist mit der Wirkung auftragen, dass das Anbringen nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist 
zurückgewiesen wird. Wird der Mangel rechtzeitig behoben, so gilt das Anbringen als ursprünglich 
richtig eingebracht. 

Die Beschwerde von Gerhard Sakuler enthielt keine Angaben dazu, gegen welche Verpflichtung der 
ORF verstoßen habe, nachdem sein Kommentar entfernt worden war. Auch nachdem ein 
Mängelbehebungsauftrag der KommAustria gemäß § 13 Abs. 3 AVG ergangen war, reichte der 
Antragsteller bis zum heutigen Tag keine Angaben nach. Die dem Beschwerdeführer aufgetragene 
Frist endete am 31.05.2024. Der Antragsteller hat die ihm gesetzte Frist zur Behebung der seiner 
Beschwerde anhaftenden Mängel ungenutzt verstreichen lassen, sodass spruchgemäß zu 
entscheiden war. 

III. Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Bescheid steht der/den Partei/en dieses Verfahrens das Rechtsmittel der Beschwerde 
gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG beim Bundesverwaltungsgericht offen. Die Beschwerde ist binnen 
vier Wochen nach Zustellung dieses Bescheides schriftlich, telegraphisch, fernschriftlich, im Wege 
automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise bei 
der Kommunikationsbehörde Austria einzubringen. Die Beschwerde hat den Bescheid, gegen den 
sie sich richtet, ebenso wie die belangte Behörde, die den Bescheid erlassen hat, zu bezeichnen und 
die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, das Begehren sowie die 
Angaben zu enthalten, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig 
eingebracht wurde. 

Für die Beschwerde ist eine Gebühr in Höhe von EUR 30,- an das Finanzamt Österreich (IBAN: 
AT830100000005504109, BIC: BUNDATWW, Verwendungszweck: „Bundesverwaltungsgericht / 
KOA 16.300/24-009 “, Vermerk: „Name des Beschwerdeführers“) zu entrichten. Bei elektronischer 
Überweisung der Beschwerdegebühr mit der „Finanzamtszahlung“ sind die 
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Steuernummer/Abgabenkontonummer 109999102, die Abgabenart „EEE – Beschwerdegebühr“, 
das Datum des Bescheides als Zeitraum und der Betrag anzugeben. Die Entrichtung der Gebühr ist 
durch einen Zahlungsbeleg oder einen Ausdruck über die erfolgte Erteilung einer 
Zahlungsanweisung nachzuweisen. 

  
Wien, am 22. Juli 2024 

Kommunikationsbehörde Austria 
 
 

Dr. Susanne Lackner 
(Vorsitzende-Stellvertreterin) 
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